


Leitfaden des Baubetriebs 
und der Bauwirtschaft

Markus G. Viering, Jens H. Liebchen, 
Bernd Kochendörfer (Hrsg.)

Managementleistungen im Lebenszyklus 
von Immobilien



Leitfaden des Baubetriebs 
und der Bauwirtschaft

Herausgegeben von:

Prof. Dr.-Ing. Fritz Berner
Univ.-Prof. Dr.-Ing. Bernd Kochendörfer

Der Leitfaden des Baubetriebs und der Bauwirtschaft will die in Praxis, Lehre und Forschung
als Querschnittsfunktionen angelegten Felder – von der Verfahrenstechnik über die Kal-
kulation bis hin zum Vertrags- und Projektmanagement – in einheitlich konzipierten und
inhaltlich zusammenhängenden Darstellungen erschließen.

Die Reihe möchte alle an der Planung, dem Bau und dem Betrieb von baulichen Anlagen
Beteiligten, vom Studierenden über den Planer bis hin zum Bauleiter ansprechen. Auch der
konstruierende Ingenieur, der schon im Entwurf über das anzuwendende Bauverfahren
und damit auch über die Wirtschaftlichkeit und die Risiken bestimmt, soll in dieser Buch-
reihe praxisorientierte und methodisch abgesicherte Arbeitshilfen finden. 



Markus G. Viering, Jens H. Liebchen, 
Bernd Kochendörfer (Hrsg.)

Managementleistungen
im Lebenszyklus 
von Immobilien



Alle Rechte vorbehalten
© B.G. Teubner Verlag / GWV Fachverlage GmbH, Wiesbaden 2007

Lektorat: Dipl.-Ing. Ralf Harms, Sabine Koch

Der B.G. Teubner Verlag ist ein Unternehmen von Springer Science+Business Media.
www.teubner.de

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwer-
tung außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung
des Verlags unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen,
Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in
elektronischen Systemen.

Die Wiedergabe von Gebrauchsnamen, Handelsnamen, Warenbezeichnungen usw. in diesem Werk
berechtigt auch ohne besondere Kennzeichnung nicht zu der Annahme, dass solche Namen im Sinne
der Waren- und Markenschutz-Gesetzgebung als frei zu betrachten wären und daher von jedermann
benutzt werden dürften.

Umschlaggestaltung: Ulrike Weigel, www.CorporateDesignGroup.de
Druck und buchbinderische Verarbeitung: Strauss Offsetdruck, Mörlenbach
Gedruckt auf säurefreiem und chlorfrei gebleichtem Papier.
Printed in Germany

ISBN 978-3-519-00528-5

Dr.-Ing. Markus G. Viering ist geschäftsführender Gesellschafter der KVL Bauconsult GmbH, Berlin.

Email: viering@kvl-bauconsult.com
Internet: kvl-bauconsult.com 

Dr.-Ing. Jens H. Liebchen lehrt an der TU Berlin, Institut für Bauingenieurwesen, Fachgebiet Bau-
wirtschaft und Baubetrieb und ist Gesellschafter der KVL Bauconsult GmbH, Berlin. 

Email:     jens.liebchen@tu-berlin.de
Internet:  www.bbweb.bv.tu-berlin.de

Univ.-Prof. Dr.-Ing. Bernd Kochendörfer lehrt an der TU Berlin, Institut für Bauingenieurwesen,
Fachgebiet Bauwirtschaft und Baubetrieb. Außerdem ist er geschäftsführender Gesellschafter der
KVL Bauconsult GmbH, Berlin.

Email:    bernd.kochendörfer@tu-berlin.de
Internet: www.bbweb.bv.tu-berlin.de

1. Auflage Januar 2007

Bibliografische Information der Deutschen Bibliothek
Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie;
detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über <http://dnb.d-nb.de> abrufbar.



Vorwort der Herausgeber 

Die Realisierung von Immobilienprojekten, von der ersten Projektidee bis zur finalen Verwertung 
nach mehreren Jahrzehnten, ist durch zahlreiche Handlungsfelder geprägt, die den Bereichen 
Technik, Wirtschaft und Recht zugeordnet werden können. Zwischen diesen Handlungsfeldern 
bestehen enge Wechselbeziehungen, bzw. Schnittmengen, die von den Beteiligten beherrscht 
werden müssen, um dauerhaft rentable Immobilien hervorzubringen. 
Das vorliegende Buch behandelt die o. g. Handlungsfelder und ihre Schnittstellen vor dem Hin-
tergrund des Immobilienlebenszyklus und der erforderlichen Managementleistungen. Es ergänzt 
damit die klassische Grundlagenliteratur zur Projektentwicklung, dem Projektmanagement und 
dem Facility Management mit all seinen Facetten. 
Die Beiträge richten sich sowohl an die Praktiker als auch an Studierende mit immobilienwirt-
schaftlicher Ausrichtung. Die Autoren haben großen Wert darauf gelegt, neben praktischen 
Handlungsempfehlungen auch neue Denkanstösse zu geben. 
Großer Dank gilt den Autoren nicht nur für ihre Beiträge sondern auch für ihre Geduld. Die zahl-
reichen Iterationsschritte waren erforderlich, um das Buch in der vorliegenden Fassung zu veröf-
fentlichen.
Besonderer Dank gilt Frau Kerstin Löhnert und Frau Susanne Alleborn für die administrative 
Tätigkeit und das Korrekturlesen der Beiträge. 
Die Herausgeber wünschen den Lesern bei der Umsetzung neuer Erkenntnisse einen hohen Wir-
kungsgrad.

Berlin, im November 2006 

Bernd Kochendörfer 
Markus G. Viering 
Jens H. Liebchen 
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1  Einführung 

Die Lebenszyklusbetrachtung von Immobilien steht bereits seit länge-
rer Zeit im Mittelpunkt der Betrachtung und Bewertung von Investo-
ren, Anlegern, Finanzierungsinstituten und Betreibern. Der Paradig-
menwechsel, weg von der Sicht auf die Investitionskosten und damit 
auf den – eventuell realisierbaren – kurzfristigen Erfolg, hin zur Ana-
lyse der mittel- bis langfristigen Erfolgschancen oder Risiken einer 
Immobilie ist einerseits von der Erkenntnis geleitet, dass die kurzfris-
tig realisierbaren Erfolge immer seltener werden und andererseits vom 
Wissen darüber geleitet, dass sich die Werthaltigkeit von Immobilien 
nur zu einem vergleichsweise geringen Anteil – je nach Bau- und 
Nutzungsart sowie nach Installationsgrad etwa 20 bis 25 % – über die 
Investitionskosten bestimmt und der weitaus überwiegende Anteil 
durch die Baunutzungskosten und die Wertentwicklung geprägt, be-
einflusst wird. 
Diese Erkenntnis ist an sich nicht neu, scheint aber bei einer Vielzahl 
von Marktteilnehmern in Zeiten steigender Nachfrage und teilweise 
überhitzter konjunktureller Entwicklungen durch den Blick auf kurz-
fristige Wertsteigerungen in Vergessenheit zu geraten sein. Vor die-
sem Hintergrund und wegen der immer noch komplexer werdenden 
Arbeitsteilung in den Dienstleistungs- und Produktionssektoren er-
scheint es angebracht, sich nicht nur mit den verschiedenen Realisie-
rungs- und Finanzierungsmodellen zu beschäftigen, sondern auch eine 
umfassende Analyse und Wissensbeschreibung derjenigen Manage-
mentfelder vorzunehmen, die für eine umfassende und kompetente 
Vorbereitung von Investitionsentscheidungen zur Verfügung stehen. 
Die lebenszyklusorientierte Blickrichtung kann dabei sowohl von 
institutionellen, ertragsgetriebenen Anlegern als auch von den risiko-
orientierten Finanzierungsinstituten und vom klassischen, immer 
seltener werdenden Investor eingenommen werden, der für Zwecke 
der eigenen Nutzung baut. Die näher zu beleuchtenden Management-
leistungen müssen natürlich auf die im Einzelfall vorhandenen Rand-
bedingungen abgestellt werden und werden insoweit als Kompendium 
beschrieben. Andererseits erfordert gerade die Analyse und vollstän-
dige Erfassung der Randbedingungen eine ganzheitlich orientierte 
Handlungsweise, deren Erfolg sich nur dann einstellt, wenn die kom-
plexen Abhängigkeiten zwischen den Aktionsfeldern Technik, Wirt-
schaft und Recht auch ganzheitlich und im Bewusstsein wirklich in-
terdisziplinärer Ausrichtung erkannt und bearbeitet werden. Auf wel-
che Kante die Erfolgspyramide werthaltiger Immobilien (s. Abb.) im 
Einzelfall „gestellt“ wird, ist eine nachrangige Fragestellung. Ent-
scheidend ist die Vollständigkeit in der Bearbeitung der Handlungsbe-
reiche, zumal hierdurch auch die Teilschnittmengen der Risiken be-
einflusst werden. 
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Bild 1.1: Projekterfolg als Schnittmenge der Handlungsbereiche W-T-R 

Mit der Betrachtung des langfristig wirksamen, also nachhaltigen 
Projekterfolges soll ganz bewusst keine hierarchische Struktur der 
verschiedenen Handlungsfelder entwickelt werden, sondern der analy-
tische Blick dafür geschärft werden, dass die Summe von Teiloptima 
nicht zwangsläufig zum Gesamtoptimum führt. Das Geheimnis des 
Erfolgs liegt in der ganzheitlichen Betrachtungsweise, da nur hier-
durch die systembedingten Zielkonflikte identifiziert und gelöst wer-
den können.
Zur Systemanalyse und -bearbeitung stehen die Methoden der Sys-
temwissenschaften zur Verfügung, die Ansätze für den Entwurf, die 
Analyse, die Steuerung und die Kontrolle abstrakter Systeme bieten. 
Dabei steht die zielorientierte Anwendung wissenschaftlich begründe-
ter Methoden und Verfahren im Sinne einer rationalen Planung und 
praxisgerechten Umsetzung im Vordergrund. Der systemische Ansatz 
konzentriert sich auf die Wechselwirkungen zwischen den Elementen 
des Systems, berücksichtigt die Ergebnisse deren Wechselwirkungen, 
führt zur interdisziplinären Ausbildung und zu einer durch Ziele be-
stimmten Handlungsweise. Gleichzeitig bietet der systemische Ansatz 
Modelle, die nicht stichhaltig genug sind, um als Wissensbasis zu 
dienen, jedoch für Entscheidungen und Handlungen brauchbar sind. 
Diese Ansätze können – im Gegensatz zu den analytischen Modellen 
– dann nutzbringend eingesetzt werden, wenn die Wechselwirkungen 
zwischen den Systemelementen nichtlinear und stark ausgeprägt sind. 
Dabei wird unter einem System eine Menge von Elementen verstan-
den, die Eigenschaften besitzen, die wiederum durch Beziehungen 
beliebiger Art verknüpft sein können. Dabei steht das System mit der 
Umwelt durch den Austausch von Energie, Materie und Information 
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in Beziehung. Der methodische Ansatz ist u. a. dafür geeignet, sozio-
technische Systeme, wie beispielsweise die verschiedenen Phasen im 
Lebenszyklus baulicher Anlagen, zu modellieren. Die dabei auftreten-
den Probleme und deren Lösungen lassen sich grundsätzlich in vier 
Systemtypen unterscheiden, die die nachstehend skizzierten Charakte-
ristika aufweisen: 
Zielsystem zur Beschreibung der Bedürfnisse mit der 

Zusammenfassung anzustrebender Zu-
stände und der Beschreibung des Hand-
lungsergebnisses als geplanter Endzu-
stand;

Handlungssystem zur Beschreibung der Aufgaben mit der 
Zusammenfassung der zur Zielerreichung 
erforderlichen Handlungen und deren Er-
fassung nach Inhalt, Qualität und Quanti-
tät, Zeit und Mittel (Kosten); 

Handlungsträgersystem zur Beschreibung der Organisation mit 
der Zusammenfassung der Träger der Ak-
tivitäten, die als ausführende Einheiten 
zum Erreichen der Ziele tätig werden 
müssen; 

Produktsystem zur Beschreibung der Handlungsergebnis-
se mit der Zusammenfassung der von den 
Handlungsträgersystemen (Organisations-
einheiten) bei der Durchführung des Hand-
lungssystems mit Ausrichtung auf das 
Zielsystem vollzogenen Handlungen und 
der dabei erzielten Ergebnisse (Produkte). 

Wenn nun das Zielsystem in der Entwicklung, der Realisierung und 
dem Betrieb langfristig werthaltiger Immobilien besteht, dann liegt es 
nahe, die dafür notwendigen Arbeitsbereiche und Aktivitäten als 
Handlungssystem zu strukturieren. Das Handlungsträgersystem - die 
Organisation – muss dann adäquat zu im Einzelfall zu erfüllenden 
Aufgaben entwickelt werden. Das Produktsystem kann dabei quasi als 
„Pflichtenheft“ eingesetzt werden, in dem die erwarteten und notwen-
digen Arbeitsergebnisse identifiziert und definiert werden. Die Struk-
turierung des Handlungssystems bildet gleichsam den „roten Faden“ 
dieses Buches und führt zu einer Gliederung nach folgenden Leis-
tungsbereichen oder Handlungssystemen: 
Entwicklungsmanagement 
Vermarktungsmanagement 
Projektmanagement 
Vertragsmanagement 
Nachforderungsmanagement 
Qualitätsmanagement 
Risikomanagement 
Schnittstellenmanagement 
Nachhaltigkeitsmanagement 
Konfliktmanagement. 
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In Anbetracht der vielfältigen zeitlichen und inhaltlichen Verflechtun-
gen der im Lebenszyklus einer Immobilie auftretenden Systemkom-
ponenten und in Anbetracht der Komplexität der dafür notwendigen 
Systemmodellierung sind nicht an allen Stellen eindeutige und durch-
gängige Abgrenzungen von Schnittstellen möglich. Diese müssen im 
Einzelfall vollzogen werden und hierfür soll das vorliegende Werk die 
„Bausteine“ liefern. 



2  Entwicklungsmanagement 

2.1  Städtebauliche Verträge 

2.1.1  Ausgangslage 

Bei der Grundstücksentwicklung spielt der Einsatz von Städtebauli-
chen Verträgen eine zunehmend wichtigere Rolle. Hierzu muss man 
sich vergegenwärtigen, dass die klassische, einseitig hoheitliche 
Baulandausweisung für die Kommune sehr teuer ist. Die Kommune 
übernimmt danach in vollem Umfang die Kosten für das Bebau-
ungsplanverfahren einschließlich sämtlicher Kosten für die erforder-
lichen Gutachten. Ferner trägt sie die durch das Vorhaben ausgelös-
ten Folgekosten für die Herstellung der notwendigen Erschlie-
ßungsanlagen wie Straßen, Plätze und Wege sowie für die sozialen 
Einrichtungen, wie Spielplätze, Kindertagesstätten und Schulen, 
soweit die Kosten durch gesetzlich vorgesehene Refinanzierungsin-
strumente nicht direkt von den Begünstigten gefordert werden kön-
nen. Demgegenüber fällt die planungsbedingte Wertsteigung des 
Grundstücks allein dem Grundstückseigentümer zu. Wird bei-
spielsweise eine vormalige Ackerfläche mit einem Ausgangsver-
kehrswert von 1,- €/m2 erschlossen und in einem Bebauungsplan als 
Baufläche ausgewiesen vervielfacht sich der Bodenwert und kann 
Werte von über 100,- €/m2 erreichen. Durch diese Art der Soziali-
sierung der Kosten auf der einen und Privatisierung des Planungs-
gewinns auf der anderen Seite sind in der Vergangenheit viele 
Landwirte über Nacht zu Millionären geworden. 
Ein weiteres Manko der klassischen Baulandausweisung besteht in dem 
Umstand, dass es sich lediglich um eine Angebotsplanung der Kommu-
ne handelt. Die Kommune kann danach Flächen zwar einer bestimmten 
Art und einem bestimmten Maß der baulichen Nutzung zuweisen. Sie 
hat aber beispielsweise nicht die Möglichkeit, die Eigentümer der be-
troffenen Grundstücke zur tatsächlichen (Um-)Nutzung anzuhalten. Sie 
kann einseitig auch weder über Bau- oder Betriebspflichten oder den 
Abriss brach gefallender Gebäude verfügen. Eine Vielzahl von städte-
baulichen Problemen lassen sich durch einseitig hoheitliches Handeln 
der Kommune nicht zufriedenstellend lösen. 
Auch aus Sicht des Projektentwicklers ist die klassische Form der Bau-
landausweisung allein oftmals unbefriedigend. Bei der Standortanalyse 
muss der Investor häufig feststellen, dass das beabsichtigte Vorhaben 
auf der Grundlage des vorgefundenen Planungsrechts nicht realisiert 
werden kann, weil entweder für das Gebiet noch kein Bebauungsplan 
aufgestellt wurde oder der in Kraft gesetzte Bebauungsplan die Beson-
derheiten des konkreten Projekts nicht berücksichtigt. Dem Investor 
bliebe dann lediglich die vage Hoffnung, dass die Gemeinde in einem 
absehbaren Zeitraum das Planungsrecht entsprechend den konkreten 
Erfordernissen ändert. Wegen dieser fehlenden Planungs- und Rechts-
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sicherheit scheitern viele Projekte in einem früheren Stadium, sofern 
es zwischen der Gemeinde und dem Investor dann nicht zu einer ver-
traglichen Verständigung kommt. 
Durch eine Kooperation zwischen Gemeinde und Investor kann die 
Bereitstellung, Erschließung und Bebaubarkeit von Grundstücken 
beschleunigt und verbessert werden. Zudem kann durch eine vertrag-
liche Regelung den Besonderheiten des Einzelfalls flexibler Rechnung 
getragen werden. Die Kommune ist dabei interessiert, durch den Ab-
schluss eines Städtebaulichen Vertrages, die im Rahmen der Bauleit-
planung anfallenden Kosten zu einem großen Teil auf den Investor zu 
übertragen und auf Basis einer in den Grundzügen abgestimmten 
Planung, eine zielgerichtete städtebauliche Entwicklung zu betreiben. 
Der Investor begehrt mit dem Abschluss eines Städtebaulichen Ver-
trages in erster Linie Rechts- und Planungssicherheit. Er möchte sich 
frühzeitig mit der Gemeinde als Trägerin der Planungshoheit über die 
planungsrechtlichen Aspekte eines Projekts einigen und die erforder-
lichen Genehmigungsverfahren beschleunigen. 

2.1.2  Begriff und Rechtsnatur des Städtebaulichen 
Vertrages

Bei einem Städtebaulichen Vertrag handelt es sich um eine Vereinba-
rung zwischen einem Hoheitsträger und einem Investor (Grundstücks-
eigentümer, Projektentwickler, Erschließungsträger) auf dem Gebiet 
des Städtebaurechts. 
Durch das konsensuale Element eines Vertrages wird das zwischen 
Hoheitsträger und Investor ansonsten geltende Subordinationsverhält-
nis verlassen. Die Parteien treten in ein Rechtsverhältnis der Gleich-
ordnung und legen den Inhalt des Vertrages im Verhandlungsweg 
fest. Bei den Vertragsverhandlungen mag der Gemeinde als Planungs-
trägerin zwar in vielen Fällen ein Übergewicht zukommen. Dies ist 
jedoch nicht zwingend. Bei der beabsichtigten Ansiedlung größerer 
Industriebetriebe oder ähnlicher Vorhaben konkurrieren auch häufig 
mehrere Gemeinden untereinander in der Hoffnung auf Arbeitsplätze 
und Steuereinnahmen. In diesen Fällen gibt der kapitalstarke Investor 
die Rahmenbedingungen vor. 
Der städtebauliche Charakter des Vertrages ist dann gegeben, wenn er 
Auswirkungen auf die im Baugesetzbuch (BauGB) vorgesehene Auf-
gabezuständigkeit oder Kostenlast hat. Reine Grundstücksgeschäfte 
der Gemeinde sind deshalb ebenso wenig Städtebauliche Verträge in 
diesem Sinne wie die schlichte Beauftragung eines Werkunternehmers 
oder Dienstleisters durch die Gemeinde. 
Ob ein Städtebaulicher Vertrag dabei als öffentlich-rechtlicher oder 
zivilrechtlicher Vertrag zu beurteilen ist, hängt entscheidend vom 
Gegenstand und Zweck des konkreten Vertrages ab. So sind die das 
eigentliche Städtebaurecht betreffenden Vereinbarungen regelmäßig
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öffentlich-rechtlicher Natur, weil sie in den kraft Gesetzes dem Ho-
heitsträger zugewiesenen Rechtskreis eingreifen. Grundstückskaufver-
tragliche Elemente haben demgegenüber in der Regel zivilrechtlichen 
Charakter und zwar selbst dann, wenn die Gemeinde ihr Grundstück 
zur Verwirklichung städtebaulicher Ziele überträgt. Gleiches gilt für 
etwaige werk- und dienstleistungsvertragliche Komponente im Städ-
tebaulichen Vertrag. Häufig beinhalten Städtebauliche Verträge so-
wohl öffentlich-rechtliche als auch zivilrechtliche Komponenten. Bei 
diesen Mischformen entscheidet letztendlich der Schwerpunkt der 
Leistung über den Charakter des Vertrages. Als öffentlich-rechtliche 
Verträge werden beispielsweise Garagen- und Stellplatzersatzverträ-
ge, Erschließungsverträge, Ablösungsverträge über Erschließungsbei-
träge, Folgelastenverträge und freiwillige Baulandumlegungen zwi-
schen Gemeinde und Grundstückseigentümer zur Erschließung und 
Bebauung eines Gebiets angesehen. Hingegen sind beispielsweise die 
Vereinbarung über die Verlegung eines Gemeindekanals oder der 
Vertrag über Leitungsverlegungen in öffentlichen Straßen zwischen 
Grundstückseigentümer und Gemeinde zivilrechtliche Verträge. 
Die Qualifizierung als öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher Ver-
trag kann zum einen für die Frage relevant werden, ob die Vorschriften 
des Rechts der allgemeinen Geschäftsbedingungen (§§ 305 ff. BGB) 
Anwendung finden. Zum anderen ist die Abgrenzung entscheidend für 
die Zuordnung des Rechtsweges (Verwaltungsgerichte oder Zivilgerich-
te).

2.1.3  Formelle Besonderheiten beim Abschluss 
Städtebaulicher Verträge 

Städtebauliche Verträge bedürfen für ihre Wirksamkeit mindestens 
der Schriftform (§ 11 Abs. 3 BauGB, § 124 Abs. 4 BauGB). Aus-
schließlich mündlich mit der Kommune geschlossene Verträge sind 
unwirksam (§ 59 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG 
i.V.m. § 125 BGB). Noch strengere Formvorschriften gelten, wenn 
sich der Investor im Städtebaulichen Vertrag sogleich verpflichtet, 
Grundstücksflächen zu übertragen, wie dies insbesondere in Erschlie-
ßungsverträgen üblich ist. Der Investor verpflichtet sich dabei, die 
Erschließungsanlagen herzustellen und diese zusammen mit den her-
aus zu vermessenen Grundstücksteilflächen auf die Gemeinde zu 
übertragen, die die Flächen anschließend als öffentliche Straßen, We-
ge usw. widmet. In diesen Fällen bedarf der gesamte Städtebauliche 
Vertrag der notariellen Beurkundung (§ 311b Abs. 1 Satz 1 BGB). 
Ein ohne Beachtung dieser Form geschlossener Vertrag ist nichtig. Er 
wird allerdings seinem ganzen Inhalt nach gültig, wenn die Auflas-
sung und die Eintragung in das Grundbuch erfolgen (§ 311b Abs. 1 
Satz 2 BGB). In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass ein 
aus mehreren selbstständigen Vereinbarungen bestehender, zusam-
mengesetzter Vertrag insgesamt beurkundungspflichtig ist, wenn – 
was der Regelfall ist – die einzelnen Vertragswerke miteinander „ste-
hen und fallen“. 



8 2  Entwicklungsmanagement

2

Auf Seiten der Gemeinde muss der Vertrag unter Beachtung der je-
weiligen Zuständigkeitsregelungen geschlossen werden. Wer für die 
Gemeinde vertretungsbefugt ist, bestimmt sich nach den kommunal-
verfassungsrechtlichen Vorgaben. In den meisten Bundesländern ist 
der Bürgermeister alleinvertretungsberechtigt. In manchen Bundes-
ländern schreibt das Kommunalrecht allerdings vor, dass ein Vertrag 
erst wirksam wird, wenn zwei vertretungsberechtigte Personen unter-
schrieben haben. Solange nur eine Unterschrift vorliegt, ist der Ver-
trag schwebend unwirksam. 
Der Abschluss Städtebaulicher Verträge zwischen einer Gemeinde 
und dem Eigentümer oder Investor unterliegt in der Regel nicht dem 
Anwendungsbereich des öffentlichen Vergaberechts, weil die Ge-
meinde keine entgeltliche Leistung einkauft. Zwar liegt Städtebauli-
chen Verträgen in der Regel das Motiv der Baurechtsschaffung 
durch die Gemeinde zugrunde, hierin liegt jedoch wegen des Ver-
bots der Planbindung keine „Gegenleistung“ der Gemeinde. Auch 
der Verkauf von gemeindeeigenen Grundstücken ist nicht vergabe-
pflichtig, weil die Gemeinde keine Leistung einkauft, sondern es 
sich um reine Veräußerungsgeschäfte handelt. Allerdings kann die 
entgeltliche Vergabe von Dienstleistungsaufträgen der Gemeinde an 
Dritte den Vorschriften des öffentlichen Vergaberechts unterliegen. 
In diesem Fall verbleibt es auch dann bei der Auftragsvergabe durch 
die Gemeinde, wenn der Investor der Gemeinde nachträglich die 
Kosten zu erstatten hat. Hat sich demgegenüber der Investor in dem 
Städtebaulichen Vertrag zur Ausarbeitung der städtebaulichen Pla-
nungen auf eigene Kosten verpflichtet, ist die Beauftragung eines 
privaten Dienstleisters durch den Investor in der Regel nicht verga-
bepflichtig, es sei denn, der Investor selbst ist öffentlicher Auftrag-
geber.

2.1.4  Typische Anwendungsfelder Städtebaulicher 
Verträge

Städtebauliche Verträge werden in der Praxis mit unterschiedlicher 
Schwerpunktsetzung bei der Ausweisung aller nur erdenklichen 
Nutzungsmöglichkeiten geschlossen. Die Regelungssachverhalte 
reichen von der Kostenbeteiligung des Eigentümers für den An-
schluss seines Ferienhauses an die Abwasserkanalisation bis hin 
zur weitgehenden Übertragung der Entwicklung eines gesamten 
Stadtteils. Bei größeren Vorhaben kommt es heute in der überwie-
genden Anzahl der Fälle zu mehr oder weniger weitreichenden 
Vereinbarungen zwischen Investor und Kommune auf dem Gebiet 
des Städtebaurechts, wobei hier starke regionale Unterschiede 
festzustellen sind. Während der Abschluss von Städtebaulichen 
Verträgen in einigen Regionen noch immer die ist Ausnahme, fin-
det in anderen Regionen eine städtebauliche Entwicklung ohne die 
vertragliche – und damit finanziele – Einbindung des Investors 
nahezu nicht statt. 
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Einige der typischen Anwendungsfelder für vertragliche Regelungen 
bilden die Entwicklung von neuen Wohnbau- und Gewerbegebieten 
sowie von Einkaufszentren, Factory-Outlets oder Ferien- und Erleb-
nisparks auf der grünen Wiese. In den letzten Jahren wurden unter 
Einsatz von Städtebaulichen Verträgen zudem vermehrt Gewerbe-, 
Industrie- und Militärbrachen revitalisiert und neuen Nutzungszwe-
cken zugeführt. 

2.1.5  Regelungsinhalte Städtebaulicher Verträge 

Üblicherweise verpflichtet sich der Investor in einem Städtebaulichen 
Vertrag zur Durchführung bestimmter städtebaulicher Maßnahmen 
oder zur Übernahme bestimmter Kosten, die der Gemeinde als Vor-
aussetzung oder Folge des Vorhabens entstehen. „Im Gegenzug“ 
schafft die Gemeinde durch Festsetzung eines Bebauungsplans die 
rechtliche Grundlage für die Zulässigkeit des Bauvorhabens. 
Typischerweise lassen sich im Rahmen der Bauleitplanung und Um-
setzung der städtebaulichen Maßnahmen folgende Stufen unterschei-
den, bei denen zwischen der Kommune und dem Investor vertragliche 
Vereinbarungen geschlossen werden. 

2.1.5.1  Vereinbarungen zur Vorbereitung Städtebaulicher 
Maßnahmen

In den Bereich der Vorbereitungsmaßnahmen zählen u. a. die Ausar-
beitung der städtebaulichen Planungen (Änderung des Flächennut-
zungsplans, Erstellung des Bebauungsplanentwurfs) einschließlich der 
Einholung der erforderlichen Lärm-, Altlasten- und Verkehrgutachten. 
Die Gemeinde überträgt dem Investor die Ausarbeitung der städtebau-
lichen Planungen bzw. lässt sich von diesem die Kosten für die Maß-
nahmen erstatten. Übertragen werden kann hierbei jedoch allein die 
technische Ausarbeitung. Die materielle Planungsentscheidung als 
solche kann nicht an einen Privaten delegiert werden, sondern obliegt 
zwingend dem gesetzlich zuständigen Träger der Planungshoheit. 
Nicht auf den Investor übertragen werden können deshalb beispiels-
weise der Beschluss zur Einleitung des Bebauungsplanverfahrens, der 
Beschluss über die Offenlegung und deren Bekanntmachung sowie 
insbesondere die Beratung und Beschlussfassung über die eingegan-
genen Anregungen und Bedenken. 
In der Praxis ist es üblich, dem Investor die Ausarbeitung der Planun-
gen und die Einholung der Gutachten mit der Maßgabe zu übertragen, 
dass der Gemeinde bei der Auswahl der Planer und Gutachter ein 
Mitspracherecht eingeräumt wird. Würden diese Leistungen von der 
Gemeinde unmittelbar beauftragt werden, wären auch dann die Vor-
schriften des öffentlichen Vergaberechts zu beachten, wenn die Ge-
meinde die Kosten vom Investor erstattet bekäme. Die Durchführung 
eines öffentlichen Vergabeverfahrens soll jedoch oftmals wegen des 
damit verbundenen größeren Zeitaufwandes möglichst vermieden 
werden. Durch das Mitspracherecht der Gemeinde bei der Auswahl 
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der Planer und Gutachter kann die Gemeinde trotz ihrer fehlenden 
eigenen Auftraggebereigenschaft sicherstellen, dass fachlich geeigne-
te Personen mit der Ausführung beauftragt werden. 
Zu den vorbereitenden Städtebaulichen Maßnahmen, zu denen sich 
der Investor im Rahmen eines Städtebaulichen Vertrages verpflichten 
kann, gehören ferner insbesondere die Neuordnung der Grundstücks-
verhältnisse, der Abriss brach gefallender Bausubstanz und die Sanie-
rung des Bodens von Altlasten. 

2.1.5.2  Vereinbarungen zur Förderung und Sicherung 
städtebaulicher Maßnahmen 

Bei der klassischen Bauleitplanung ist die Gemeinde an die im Ge-
setz abschließend definierten Festsetzungsmöglichkeiten gebunden. 
So ist es ohne den Abschluss eines entsprechenden Städtebaulichen 
Vertrages beispielsweise nicht möglich, bestimmte Betriebszeiten 
für Gewerbeeinrichtungen oder Betriebsabläufe festzusetzen. Ein-
seitig kann weder eine Bauverpflichtung noch eine Betriebsver-
pflichtung begründet werden, was mitunter zur Folge hat, dass Vor-
haben nur halb fertig gestellt werden oder weil letztendlich unrenta-
bel, nach einiger Zeit nicht mehr weiter betrieben werden und dann 
leer stehen. Hierdurch entstehen städtebauliche Missstände, die 
nachträglich mit den Instrumenten des Städtebaurechts kaum mehr 
behoben werden können. 
Zur Förderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten 
Ziele kann die Kommune durch Verträge Handlungspflichten des 
Investors begründen, die ihm hoheitlich, insbesondere mit dem ab-
schließenden Katalog der Festsetzungsmöglichkeiten nicht auferlegt 
werden könnten. Durch eine Bau- ggf. kombiniert mit einer Betriebs-
verpflichtung kann beispielsweise erreicht werden, dass das Vorhaben 
tatsächlich realisiert wird. Mittels einer vertraglichen Rückbauver-
pflichtung nach Nutzungsaufgabe und Verpflichtung zur Rekultivie-
rung können Projektruinen vermieden werden. Ferner können in Städ-
tebaulichen Verträgen Vereinbarungen zur Deckung und Steuerung 
des Wohnbedarfs einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen ge-
troffen werden, indem Mietobergrenzen festgelegt oder Belegungs-
rechte für die Gemeinde eingeräumt werden. Neben der Sicherung des 
Wohnbedarfs einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen finden in 
der Praxis auch Vertragsgestaltungen Anwendung, die bevorzugt den 
Einheimischen Baulandflächen bereitstellen sollen. Das so genannte 
„Weilheimer Modell“ sieht beispielsweise im Vorfeld der Bauleitpla-
nung vertragliche Vereinbarungen mit den planbetroffenen Grund-
stückseigentümern vor, wonach die betroffenen Grundstücke für einen 
bestimmten Zeitraum nur an einen näher bestimmten Personenkreis 
(Einheimische) veräußert werden können. 
Zur besseren Konfliktbewältigung können ferner Vereinbarungen im 
Zusammenhang mit der An- und Umsiedelung von Gewerbebetrieben 
getroffen werden. Bei der Ausweisung von großflächigen Verkaufs-
flächen können beispielsweise zum Schutz des bestehenden innerstäd-
tischen Handels Branchen- und Sortimentsbeschränkungen, bestimmte
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Verkaufsflächengrößen der neuen Verkaufsgeschäfte oder ein fortlau-
fendes Monitoring zur Überwachung der Restriktionen vereinbart 
werden. Bei der Ansiedlung emittierender Gewerbebetriebe kann 
durch die vertragliche Festlegung von Betriebszeiten, Betriebsabläu-
fen und Schutzvorrichtungen ein verträglicheres Nebeneinander zur 
angrenzenden Wohnbebauung gefunden werden. 
Durch flexible vertragliche Regelungen gelingt es dabei oftmals bes-
ser, einen ausgewogenen Ausgleich der widerstreitenden Interessen zu 
finden, als dies im Wege der einseitigen Baulandausweisung möglich 
wäre. Einige besonders konfliktträchtige Vorhaben sind ohne die 
Feinsteuerung über das Instrument des Städtebaulichen Vertrages 
kaum umsetzbar. 

2.1.5.3  Vereinbarungen zur Übernahme von Kosten und 
Aufwendungen der Gemeinde insbesondere so ge-
nannte Folgekostenverträge 

Durch Folgekostenvereinbarungen können Aufwendungen vor- und 
refinanziert werden, die der Gemeinde jenseits der beitragsfähigen 
Erschließung als Folge neuer Ansiedlungen für Anlagen und Einrich-
tungen des Gemeindebedarfs entstehen. Die zulässigen Gegenstände 
der Folgekostenvereinbarungen sind sehr weit gefasst. Ziel des Ge-
setzgebers war es, Folgekostenverträge auch für Maßnahmen, Anla-
gen und Einrichtungen zuzulassen, für die nach Bundes- oder Landes-
recht Beiträge nicht erhoben werden können. Folgekostenfähig kön-
nen damit sämtliche Erschließungsmaßnahmen sowie die Aufwen-
dungen für die sozialen Einrichtungen sein. Ferner fallen hierunter 
naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen, zu denen sich der In-
vestor vertraglich verpflichtet. 

2.1.6  Materielle Schranken 

Auch wenn die Gemeinde beim Abschluss eines Städtebaulichen 
Vertrages nicht einseitig durch Hoheitsakt, sondern konsensual, also 
einvernehmlich in Abstimmung mit dem Investor handelt, unterliegt 
die Gemeinde als Hoheitsträgerin auch hierbei materiellen Schranken. 
Der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung gilt für die Ge-
meinde auch beim Abschluss eines Städtebaulichen Vertrages. Dem 
Vertrag zuwiderlaufende Rechtsvorschriften sind zu beachten. Hier-
unter fallen etwa die verfassungsrechtlichen Grundsätze des Vorrangs 
und des Vorbehalts des Gesetzes sowie die Verhältnismäßigkeit, aber 
auch einfach gesetzliche Regelungen in Gesetzen und Rechtsverord-
nungen. Ob und inwieweit Rechtsvorschriften einem Städtebaulichen 
Vertrag entgegenstehen, hängt von der Ausgestaltung des jeweils 
einschlägigen Rechts ab und bedarf einer Auslegung im konkreten 
Einzelfall. Für die hier in Rede stehenden Städtebaulichen Verträge 
gelten folgende Grundsätze: 
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2.1.6.1  Kein Rechtsanspruch auf Bauleitplanung 
Grundlage eines Städtebaulichen Vertrages ist regelmäßig die Erwar-
tung des Investors, dass das im Vertrag definierte Planungsrecht von 
der Gemeinde geschaffen wird, damit das beabsichtigte Vorhaben 
auch realisiert werden kann. Das von der Gemeinde festzusetzende 
Planungsrecht kann dabei rechtlich allerdings nicht als „Gegenleis-
tung“ im Verhältnis zur Leistung des Investors eingeordnet werden. 
Denn der Gemeinde ist es zur Gewährleistung der freien Abwägungs-
entscheidung des Gemeinderats bzw. der Stadtverordnetenversamm-
lung im Rahmen der Bauleitplanung gesetzlich untersagt, vertraglich 
die Ausweisung eines bestimmten Planungsrechts zuzusagen. Der 
Investor hat deshalb keinen Rechtsanspruch auf Ausweisung des von 
ihm erwarteten Planungsrechts. Ein Städtebaulicher Vertrag, in dem 
sich die Gemeinde zu einer bestimmten Bauleitplanung verpflichtet, 
wäre in diesem Punkt nichtig. 
Der Investor muss deshalb stets damit rechnen, dass das Planungs-
recht nicht in der von ihm gewünschten – und ggf. auch im Vertrag 
definierten – Form festgesetzt wird. In der Praxis wird die Umsetzung 
des vertraglich vorgesehenen Planungsrechts deshalb oftmals als Ge-
schäftsgrundlage oder Wirksamkeitsvoraussetzung des Vertrages 
vereinbart. Scheitert der Bebauungsplan später oder tritt er mit we-
sentlich anderen Festsetzungen in Kraft, kann sich der Investor dann 
von den vertraglichen Vereinbarungen wieder lösen. 

2.1.6.2  Kausalitätserfordernis 
Die Gemeinde kann den Abschluss Städtebaulicher Verträge nicht 
dazu nutzen, ihren Gemeindehaushalt aufzubessern. Über das Vehikel 
des Städtebaulichen Vertrages darf die Gemeinde vielmehr aus-
schließlich den Ersatz der Kosten verlangen, die ihr tatsächlich kausal 
durch das Vorhaben entstanden sind oder entstehen. Sämtliche, dem 
Investor im Rahmen des Städtebaulichen Vertrages abverlangten 
Maßnahmen und Kostenerstattungen, müssen Voraussetzung oder 
Folge des beabsichtigten Vorhabens sein. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat der bei Gemeinden mitunter anzu-
treffenden Praxis, einen Anteil des Planungsgewinns abzuschöpfen, 
eine klare Absage erteilt. Folgekosten seien nicht als Gegenleistung 
für eine bestimmte gemeindliche Bauleitplanung, sondern nur als eine 
Art Aufwendungsersatz auf den Bauwilligen übertragbar. Die Zuläs-
sigkeit der Abwälzung von Baufolgekosten beschränke sich daher auf 
solche Kosten, die durch das jeweilige Vorhaben bzw. durch den 
seiner Zulässigkeit zu Grunde liegenden Bebauungsplan verursacht 
werden (BVerwGE 90, 310 ff. unter Verweis auf BVerwGE 42, 331 
ff.).
Die durch eine Projektentwicklung ausgelösten Kosten städtebauli-
cher Maßnahmen müssen deshalb möglichst exakt erfasst werden. Bei 
Ermittlung der Höhe eines geforderten Kostenersatzes für soziale 
Einrichtungen wie beispielsweise Plätzen in Kindertagesstätten muss 
bei einem Wohnbauvorhaben zunächst anhand konkreter Planungen
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und Erfahrungswerte ermittelt werden, welcher Bedarf durch die neu 
geschaffenen Wohneinheiten ausgelöst wird, mithin wie viele Kinder-
tagesstättenplätze durch die Ansiedlung voraussichtlich erforderlich 
werden. Auf einer zweiten Stufe sind die Kosten für die Herstellung 
pro Kindertagesstättenplatz zu berechnen und diese mit der Anzahl 
der erforderlichen Plätze zu multiplizieren. Im Wege des Folgekos-
tenvertrages können ausschließlich die so ermittelten Kosten erstattet 
werden und auch nur dann, wenn es letztendlich tatsächlich zur Um-
setzung des Bauvorhabens kommt. Es wäre demgegenüber nicht mög-
lich, vom Investor eine Kostenbeteiligung für einen in der Umgebung 
bereits vorhandenen Spielplatz zu verlangen. Dieser Spielplatz würde 
zwar von den neu angesiedelten Kindern mit benutzt werden. Die 
Herrichtung des – bereits vorhandenen – Spielplatzes wäre aber nicht 
Voraussetzung oder Folge des Vorhabens. 
Bei großen Investitionsvorhaben vereinbaren die Parteien mitunter 
einen Anspruch der Gemeinde auf Erstattung der gemeindlichen Per-
sonalaufwendungen. Dies ist insoweit bedenklich, als die Verpflich-
tung zur Vergütung der eigenen Gemeindemitarbeiter ebenfalls keine 
Folge des Vorhabens des Investors ist, die Gemeinde diese Personal-
kosten vielmehr sowieso getragen hätte. Anders verhält es sich nur 
dann, wenn die Gemeinde speziell und nur für das konkrete Vorhaben 
neues Personal einstellt. 

2.1.6.3  Angemessenheit 
Die dem Investor abverlangten Leistungen müssen dem Grundsatz der 
Angemessenheit genügen. In objektiver Hinsicht bedeutet dies, dass 
die Aufwendungen des privaten Investors nicht in einem Missverhält-
nis zum Gesamtvolumen stehen dürfen. In subjektiver Hinsicht dürfen 
die Anforderungen den Betroffenen nicht überfordern. 

Als Anhaltspunkte für die Bemessung der Angemessenheit werden in 
der Praxis dabei insbesondere folgende zwei Kriterien herangezogen:
• Gesamtumfang der vom Investor getätigten Investitionen in Rela-

tion zu der vereinbarten Kostenübernahme und 
• Ausmaß der durch die Planung bedingten Bodenwertsteigerung. 

Umstritten ist, welcher Anteil der Bodenwertsteigerung unter Abzug 
der Kosten und Lasten dem Eigentümer/Investor noch verbleiben 
muss, damit eine vertragliche Regelung nicht unangemessen wird. 
Teilweise wird unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfGE 93, 121) zum Halbteilungsgrundsatz im 
Steuerrecht die obere Grenze der Angemessenheit bei der Hälfte der 
Bodenwertsteigerung gesehen. Vertreter einer eher gemeindefreundli-
chen Interpretation sehen die Grenze der Angemessenheit demgegen-
über erst dann erreicht, wenn die vom Investor übernommenen Auf-
wendungen die planungsbedingte Wertsteigerung vollständig auf-
zehrt.


